
 

 
 
 

Unser Zitat des Monats: 
 

„Der Mensch stolpert mehr über seine Zunge, als über seine Füße.“ So der 
Prophet Mohammed (um 570 - 632), arabisch: der Gepriesene, auch Maho-
med, eigentlich Abul Kasim Muhammad Ibn Abdallah, arabischer Begründer 
des Islam. Das ist der, der von Fußballspielen nix versteht. Jetzt ist es schon 
wieder passiert... Lassen Sie doch einfach die Anwälte sprechen! 
 

 
Aktuelles aus unserer Kanzlei: 
 
Wir erweitern unser Anwaltsteam und suchen Rechtsanwälte (m/w/d) 
für den Bereich Wirtschaftsrecht. Auf der Website der renommierten On-
linezeitung Legal Tribune Online, www.lto.de, können Sie unsere Stellen-
annonce finden.  
 
 

 
 
Arbeitsrecht: 
 
Weiterhin sind viele Streitigkeiten im Urlaubsrecht nicht entschieden. Das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) hat die Frage nach dem Verfall des Urlaubs bei 
Krankheit und der Anwendung der sogenannten 15-Monatsfrist bei un-
terlassener Mitwirkung des Arbeitgebers dem Gerichtshof der Europäischen 
Union vorgelegt (Beschluss vom 7. Juli 2020 - 9 AZR 401/19 (A)). 
  
Das BAG möchte die Frage klären, ob und unter welchen Voraussetzungen 
der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub einer im Verlauf des Urlaubsjahres 
arbeitsunfähig erkrankten Arbeitnehmerin bei seither ununterbrochen fortbe-
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stehender Arbeitsunfähigkeit 15 Monate nach Ablauf des Urlaubsjahres oder 
ggf. zu einem späteren Zeitpunkt verfallen kann.  
 
Die bei der Beklagten beschäftigte Klägerin ist seit ihrer Erkrankung im Ver-
lauf des Jahres 2017 durchgehend arbeitsunfähig. Von ihrem Urlaub für das 
Jahr 2017 nahm sie 14 Urlaubstage nicht in Anspruch. Die Beklagte hatte die 
Klägerin weder aufgefordert, ihren Urlaub zu nehmen, noch darauf hingewie-
sen, dass nicht beantragter Urlaub mit Ablauf des Kalenderjahres oder Über-
tragungszeitraums verfallen kann.  
 
Mit der Klage begehrt die Klägerin festzustellen, dass ihr die restlichen 14 
Urlaubstage aus dem Kalenderjahr 2017 weiterhin zustehen. Sie hat die Auf-
fassung vertreten, der Urlaub sei nicht verfallen, weil die Beklagte es unter-
lassen habe, sie rechtzeitig auf den drohenden Verfall hinzuweisen. Die Be-
klagte hat geltend gemacht, der Urlaubsanspruch aus dem Jahr 2017 sei spä-
testens mit Ablauf des 31. März 2019 erloschen. 
 
Nach § 7 Abs. 3 BUrlG muss Urlaub im laufenden Kalenderjahr gewährt und 
genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs auf die ersten drei Monate 
des folgenden Kalenderjahres ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche 
oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen.  
 
Im Anschluss an die Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union 
vom 6. November 2018 (- C-684/16 - [Max-Planck-Gesellschaft zur Förde-
rung der Wissenschaften]) zu Art. 7 RL 2003/88/EG (Arbeitszeitrichtlinie) so-
wie zu Art. 31 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union hat 
das BAG erkannt, dass der Anspruch auf den gesetzlichen Mindesturlaub 
grundsätzlich nur dann nach § 7 Absatz 3 BUrlG am Ende des Kalenderjah-
res oder eines zulässigen Übertragungszeitraums erlischt, wenn der Arbeit-
geber den Arbeitnehmer zuvor konkret aufgefordert hat, seinen Urlaub recht-
zeitig im Urlaubsjahr zu nehmen, und ihn darauf hingewiesen hat, dass dieser 
andernfalls verfallen kann, und der Arbeitnehmer den Urlaub dennoch aus 
freien Stücken nicht genommen hat. 
 
Für den Fall, dass der Arbeitnehmer im Urlaubsjahr aus gesundheitlichen 
Gründen an seiner Arbeitsleistung gehindert war, versteht das BAG § 7 Ab-
satz 3 BUrlG nach Maßgabe der Entscheidung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union vom 22. November 2011 (- C-214/10 - [KHS]) außerdem dahin, 
dass gesetzliche Urlaubsansprüche bei fortdauernder Arbeitsunfähigkeit 15 
Monate nach dem Ende des Urlaubsjahres erlöschen (vgl. dazu Pressemittei-
lung des Bundesarbeitsgerichts Nr. 56/12 vom 7. August 2012). 
 
Für die Entscheidung des Rechtstreits bedarf es nunmehr einer Klärung 
durch den Gerichtshof der Europäischen Union, ob das Unionsrecht den Ver-
fall des Urlaubsanspruchs nach Ablauf dieser 15-Monatsfrist oder ggf. einer 
längeren Frist auch dann gestattet, wenn der Arbeitgeber im Urlaubsjahr sei-
ne Mitwirkungsobliegenheiten nicht erfüllt hat, obwohl der Arbeitnehmer den 
Urlaub bis zum Eintritt der Arbeitsunfähigkeit zumindest teilweise hätte neh-
men können. Sobald hier Klarheit herrscht, werden wir wieder berichten.  
 
Ihre Rückfragen zu diesem Thema können Sie an Herrn RA Ralf Kaminski, 
LL.M richten.  
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Pflegerecht: 
 
Das Bundessozialgericht hat in drei aktuellen Entscheidungen vom 
10.09.2020 (Aktenzeichen: B 3 P 2/19 R; B 3 P 3/19 R; B 3 P 1/20 R) die 
Rechte von Pflegebedürftigen im Hinblick auf den Wohngruppenzuschlag 
nach § 38 a SGB XI gestärkt.  
 
Das BSG hat klargestellt, dass an die Voraussetzungen zur Gewährung des 
Wohngruppenzuschlags keine zu strengen Anforderungen zu stellen sind.  
 
Dabei hatte sich der 3. Senat des BSG unter anderem mit der Frage zu be-
schäftigen, wann eine Person „gemeinschaftlich beauftragt“ ist und ob es sich 
hierbei um eine natürliche Person handeln muss.  
 
Das Gericht hat hierzu ausgeführt, dass sich die „gemeinschaftliche Beauf-
tragung“ einer Person zur Verrichtung der im Gesetz genannten unterstüt-
zenden Tätigkeiten an der Vielfalt der individuellen Vorsorgeformen und an 
der Praktikabilität messen lassen muss.  
 
Daher unterliege die gemeinschaftliche Beauftragung keinen strengen Form-
vorgaben und könne auch durch nachträgliche Genehmigung erfolgen. Ent-
gegen der von den Pflegekassen vertreten Rechtsauffassung können auch 
mehrere Personen oder eine juristische Person beauftragt werden, die dann 
durch namentlich benannte natürliche Personen die für die Aufgabenerfüllung 
nötige regelmäßige Präsenz sicherstellt. Darüber hinaus schade es nicht, 
wenn die beauftragte Präsenzkraft neben ihrer Tätigkeit noch andere Dienst-
leistungen im Rahmen der pflegerischen Versorgung erbringt, solange die 
Tätigkeiten nicht so eng miteinander verbunden sind, dass diese als stationä-
re Vollversorgung zu qualifizieren wäre.  
 
Ihre Rückfragen hierzu beantwortet gerne Frau RAin Alexandra von Hobe. 
 
 

 
 
Wirtschaftsrecht: 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat beschlossen (BGH vom 04.08.2020 - 
II ZR 171/19): Der Gesellschafter einer GmbH kann, obwohl er seine 
bereits fällig gestellte Einlage noch nicht vollständig erbracht hat, aus 

„Wohngruppe  
und  

Zuschlag“  

„Frist für Umwand-
lungen in 2020 verlän-

gert“ 



4 

der Gesellschaft ausgeschlossen werden, ohne dass zugleich mit dem 
Ausschluss ein Beschluss über die Verwertung seines Geschäftsanteils 
gefasst werden muss.  
 
Ein rechtmäßiger Ausschließungsbeschluss hat zur Folge, dass der be-
troffene Gesellschafter seine Gesellschafterstellung verliert. Der Ge-
schäftsanteil bleibt dagegen bestehen. Auch wenn die Gesellschaft nicht 
in angemessener Frist die Einziehung des Geschäftsanteils beschließt 
oder seine Abtretung verlangt, lebt die Gesellschafterstellung des Be-
troffenen nicht wieder auf. Für die Wirksamkeit der Ausschließung 
kommt es daher nicht darauf an, dass lediglich diese beschlossen, nicht 
aber über den Geschäftsanteil Beschluss gefasst worden ist. 
 
Hat der auszuschließende Gesellschafter seine Einlage noch nicht voll-
ständig geleistet, steht dies nur der Einziehung seines Geschäftsanteils 
in Vollzug der Ausschließung entgegen. 
 
Die Gesellschaft kann einen Ausschluss nicht durch Einziehung des Ge-
schäftsanteils des auszuschließenden Gesellschafters vollziehen, wenn 
die Einlage auf den Geschäftsanteil des Ausgeschlossenen nicht voll-
ständig erbracht wurde. Dieses aus dem Grundsatz der Kapitalaufbrin-
gung hergeleitete Einziehungsverbot gilt aber unabhängig davon, ob mit 
dem Ausschluss oder danach die Einziehung beschlossen wird. 
 
Ihre Rückfragen hierzu beantwortet gerne Herr RA und Notar Dr. Stefan 
Ulbrich. 
 
 

 
 
Über uns: 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden wirt-
schaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunterneh-
men. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Für Dr. 
Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar arbeiten derzeit 7 Rechtsanwälte 
als Berufsträger und ein Notar. Wir beschäftigen Fachanwälte in den Berei-
chen Arbeitsrecht, Handels- und Gesellschaftsrecht und Verwaltungsrecht.  
 
Wir beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen 
des Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. 
 
Ferner gehören Unternehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unseren 
Stärken. Zudem bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmobilie“ 
an. Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über die 
grundständige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lö-
sung für unsere Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I 
Notar arbeitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zusammen. 
So werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten gerecht. 
 

Unser Steckbrief 
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Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische 
Anbindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte 
der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstandort 
Deutschlands. 
 
Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Semi-
narveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewählten 
Themen an. 
 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Sitz Bochum 
Amtsgericht Essen PR 4363 
 
Vertretungsberechtigte Partner sind RAuN Dr. Stefan Ulbrich, M.A. und RA 
Ralf Kaminski, LL.M.  
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft ge-
treten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die 
folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über 
die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung perso-
nenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-kaminski.de 
informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre Mailadresse für den 
Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre ausdrückliche Einwilli-
gung verwenden. Für alle neuen Leser unseres Newsletters ab dem 
25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Einwilligung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfänglicher 
Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletters verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
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• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 
Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Daten 
nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder Sie in 
die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten sämtli-
che Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen und wel-
che zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise Ihr Name, 
Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontaktmög-
lichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit auf diese 
zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen werden 
kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte weitergege-
ben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose Auskunft dar-
über, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert wurden. So-
fern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbewahrung von 
Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie ein Anrecht auf 
Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder Löschung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, dass Sie jederzeit 
der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widersprechen können. Eben-
falls können Sie unproblematisch durch eine Mail an unsere Kanzlei der wei-
teren Zusendung unseres Newsletters widersprechen.  
 


